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Vorwort

Die Sterbehilfe ist gesellschaftlich und ethisch umstritten. 
Doch angesichts der zentralen Bedeutung, die der Selbst-
bestimmung am Lebensende jedes Menschen zukommt, 
müssen wir das selbstbestimmte Sterben in einer pluralis-
tischen und demokratischen Gesellschaft gesetzgeberisch 
regeln. Das schließt die Konkretisierung seiner verfassungs-
rechtlichen Möglichkeiten und Grenzen ein. Zugleich ist 
es notwendig, sehr viel mehr für die Suizidprävention in 
der Bundesrepublik Deutschland zu tun. Viele Menschen 
glauben sich in einer ausweglosen Lage. Deshalb müssen 
wir bessere Rahmenbedingungen dafür schaffen, dass ihnen 
kompetente Hilfe und Mitmenschlichkeit zuteil und so 
lebensbejahende Alternativen aufgezeigt werden.

Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes zur Gewährleis-
tung selbstbestimmten Sterbens und zur Suizidprävention 
geht auf Diskussionen zurück, die wir in den letzten zwei 
Jahren in Augsburg, München und Halle an der Saale geführt 
haben. In diese Zeit fiel auch die Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts vom 26. Februar 2020: Die Karlsruher 
Richterinnen und Richter haben das umstrittene Verbot 
der geschäftsmäßigen Förderung der Selbsttötung (§ 217 
StGB) für verfassungswidrig erklärt. In dieser Entscheidung 
hat das Gericht das Recht auf selbstbestimmtes Sterben 
aus dem Grundgesetz abgeleitet. Zugleich wurde auf den 
Gestaltungsspielraum hingewiesen, der dem Gesetzgeber 



VI	 Vorwort

für die Gewährleistung der Selbstbestimmung über das ei-
gene Leben eröffnet ist. Entsprechende Regelungen müssen 
jedoch dem Recht auf selbstbestimmtes Sterben faktisch hin-
reichenden Raum belassen, was mit dem gesetzgeberischen 
Erfordernis korrespondiert, dieses Recht konsistent und ver-
fassungskonform auszugestalten. Dies ist das Anliegen des 
vorliegenden Entwurfs eines Sterbehilfegesetzes, das sowohl 
das Recht auf selbstbestimmtes Sterben als auch die Suizid-
prävention gewährleistet  – zwei Regelungsgegenstände, 
die unserer Auffassung nach untrennbar miteinander ver-
bunden sind. Soweit es um das Recht auf selbstbestimmtes 
Sterben geht, stellt der Gesetzentwurf die Freiverantwort-
lichkeit der individuellen Entscheidung in den Mittelpunkt, 
wenn er insbesondere Vorschläge zur Regelung des Behand-
lungsverzichts, der Behandlungsbegrenzung, des Behand-
lungsabbruchs, des Suizids sowie der aktiven und indirekten 
Sterbehilfe unterbreitet. Darüber hinaus sieht der Gesetz-
entwurf eine Stärkung der Suizidprävention vor, die eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe darstellt.

Wir hoffen, mit unserem Entwurf eines Gesetzes zur 
Gewährleistung selbstbestimmten Sterbens und zur Suizid-
prävention einen Beitrag nicht nur zur rechtswissenschaft-
lichen, sondern auch zur gesellschaftlichen Diskussion zu 
leisten.

Augsburg, München � Carina Dorneck 
und Halle an der Saale,� Ulrich M. Gassner 
im Herbst 2020� Jens Kersten 
� Josef Franz Lindner 
� Kim Philip Linoh 
� Henning Lorenz 
� Henning Rosenau 
� Birgit Schmidt am Busch
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